
Sehr geehrter Herr Ströbele, sehr geehrter Herr Behrendt,

wir bedauern sehr, dass die Anwohnerinnen und Anwohner der Lausitzer
Straße und damit - wie Sie schreiben - auch Sie von uns aufgeschreckt
worden sind. Deshalb möchten wir gern auf unserem Weg der sachlichen
Information bleiben.

Am 23. April haben wir die Medien mit einer Presseinformation und
gleichzeitig die Bewohner und Bewohnerinnen an der Lausitzer Straße mit
einem ausführlichen Infobrief (beide Dokumente legen wir diesem
Schreiben bei) über Arbeiten, deren Notwendigkeit, über die
Einschränkungen und über die Ausgleichsmaßnahmen unterrichtet.
Darüber haben u. a. die BILD und die Berliner Woche auch sehr
sachlich berichtet.

Außerdem war im Rahmen des Mediationsverfahrens Landwehrkanal
abgesprochen, dass wir für die Bürgerinnen und Bürger zusätzlich eine
Informationsveranstaltung ausrichten. Sie findet heute abend um 19 Uhr
im Kino der Regenbogenfabrik statt.

Ich möchte nun gern Ihre Fragen beantworten.

1. Welche positiven Auswirkungen werden die Arbeiten auf die
Wasserqualität haben? Wenn es lediglich zu einer hälftigen Reduzierung
der Einträge von Schmutzwasser kommt, stellt sich die Frage nach der
Sinnhaftigkeit. Weshalb wird keine vollständige Beendigung der
Schadstoffeinträge angestrebt bzw. erreicht?

Dieses Vorhaben ist Teil eines vom Land Berlin mit uns vereinbarten
Programms zur Verbesserung der Güte der Berliner Gewässer. Es sieht vor,
bis zum Jahr 2020 insgesamt 307.000 m³ Stauraumkapazität in der
innerstädtischen Mischwasserkanalisation zu schaffen. Davon sind
heute bereits 223.000 m³ realisiert. Diese 307.000 m³ bedeuten
rechnerisch eine Halbierung der jährlichen Mischabwasserüberläufe. Eine
komplette bauliche Versicherung gegen jeden zwar denkbaren, aber nur
sehr seltenen - wir sprechen hier etwa von einmal in fünf oder zehn
Jahren - meteorologischen Fall wäre weder vom verfügbaren Straßenraum
noch finanziell (als Investition sowie später als zu betreibendes
Objekt) darstellbar.

2. Weshalb wird nicht eine Bauvariante gewählt, die die Straßenbäume in
der Lausitzer Straße sicher erhält? Statt der offenen Bauweise, die eine
starke Beschneidung mit der Gefahr des Gesamtverlusts erfordert, ließen
sich durch eine Bohrbauweise alle Bäume erhalten. Dies soll lediglich
Mehrkosten von 5 % auslösen, ein zum Erhalt des Straßengrüns
offensichtlich vertretbarer Betrag.

Wir erhalten ungeachtet der bereits erteilten Fällgenehmigung die
sieben Bäume in der Lausitzer Straße und kürzen bei ihnen nur die in den
Schwenkbereich von Baggern und Kränen ragenden Kronen um etwa ein
Viertel bis ein Drittel. Einzig die fünf Bäume, die am Paul-Lincke-Ufer
exakt im Bereich der Mündung des Regenüberlaufkanals in den
Landwehrkanal stehen, müssen gefällt werden, weil an dieser Stelle ein
komplett neues Auslaufbauwerk entsteht.



Eine so genannte grabenlose Bauweise wäre aufgrund der flachen Lage des
Regenüberlaufkanals ein halboffener Vortrieb. Dabei entnimmt ein Bagger
von oben das Erdreich aus dem Bohrkopf. Für diese gegenüber der offenen
Bauweise deutlich teurere Bauweise müssten allerdings ebenfalls ein -
wenn auch schmalerer - Baugraben sowie mehrere Start- und Zielbaugruben
errichtet werden. Außerdem wird allein der deutlich größere neue Kanal
allein durch seine Dimension unvermeidlich zu Beeinträchtigungen der
Baumwurzeln führen. Aus diesem Grund haben wir für die sieben Bäume in
der Lausitzer Straße zwar eine Fällgenehmigung, deren Vollzug wir jedoch
nach Möglichkeit vermeiden wollen. Wenn allerdings die Standsicherheit
der Bäume wider Erwarten gefährdet sein sollte, dann müssen wir zu
diesem Mittel - natürlich mit anschließender Wiederaufforstung -
greifen.

Das Auslaufbauwerk am Paul-Lincke-Ufer kann jedoch nur offen durch ein
neues ersetzt werden. Denn zuvor muss der alte, nicht mehr standsichere
Bau abgebrochen und die in diesem Terrain verlaufenden Trink- und
Abwasserdruckleitungen für die Baufreiheit verlegt werden.

Das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg hat die Ersatzpflanzungen für
alle zwölf Bäume (von denen ja nun "nur" fünf gefällt werden) bereits
auf 42.000 Euro festgelegt, die bereits überwiesen sind.

Jegliche Baumarbeiten - Beschnitt oder Fällung - werden nur nach
vorheriger Begutachtung und Freigabe durch einen Ornithologen
durchgeführt. Bislang haben zwei solche Begutachtungen stattgefunden,
die keine Besiedlung der Bäume ergaben.

3. Weshalb wird das Auslaufbauwerk unterhalb des Grünstreifens am
Landwehrkanal geplant, mit der Folge des Verlustes sämtlicher dort
befindlicher, schützenswerter Bäume und nicht unterhalb der Straße
Paul-Lincke-Ufer? Dadurch würden sich einige der Bäume sicherlich
erhalten lassen.

Dieses mehrere große Auslaufbauwerk muss aufgrund seiner Funktion in
direkter Ufernähe und ständig für Arbeiten begehbar sein. Dies lässt
einen anderen Standort nicht zu. Zudem haben wir ein geringfügiges
Verschwenken des Überlaufkanals nach beiden Seiten geprüft. In diesen
Fällen müssten aber mehr Bäume als bei der "geraden Variante" gefällt
werden.

Zudem werden für diese Bäume dort neue Bäume nach dem Abschluss der
Arbeiten im kommenden Frühjahr gepflanzt.

4. Auf jeden Fall sollte ein Moratorium sämtlicher Bauarbeiten bis
zunächst mindestens August angeordnet werden, weil das Fällen und
starke Beschneiden von Bäumen derzeit gegen rechtliche Vorgaben
verstößt.

Wir gehen davon aus, dass das Naturschutz- und Grünflächenamt von
Friedrichshain-Kreuzberg uns die Fällgenehmigung auf Basis geltenden
Rechts erteilt hat.

Ein Moratorium bis Ende August verschiebt die aktuelle Diskussion,
ändert sie jedoch nicht. Dann wäre aber zu befürchten, dass mit einer



Fällgenehmigung erst für das Ende der Vegetationszeit Ende Oktober zu
rechnen wäre und die Arbeiten im Winter dann lange witterungsbedingt
ruhen müssten. Das zöge in dieser Zeit auch lange offene Baugruben und
damit Einschränkungen bei Parkplätzen etc. nach sich.

Es bleibt unser Ziel, die Arbeiten dort termingerecht bis zum kommenden
Frühjahr inklusive der Ersatzpflanzungen abzuschließen und damit bereits
2014 auch zu einer sichtbar besseren Wasserqualität im Landwehrkanal zu
kommen. Diese Vorgehensweise entspricht ebenfalls dem Wunsch des
Bezirks.

Mit freundlichen Grüßen

Jörg Simon
Vorstandsvorsitzender


